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g) Ausarbeitung konkreter Empfehlungen, um sicher- Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und
zustellen, daß die Vereinten Nationen über die finanziellen und damit zusammenhängender Intoleranz enthalten;
sonstigen Ressourcen verfügen, die sie für ihre Maßnahmen
zur Bekämpfung von Rassismus, Rassendiskriminierung,
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intole-
ranz benötigen;

29. beschließt außerdem,

a) daß die Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendis-
kriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhän-
gende Intoleranz spätestens im Jahr 2001 stattfinden wird;

b) daß bei der Entscheidung über die Tagesordnung der
Weltkonferenz unter anderem berücksichtigt werden wird, daß
alle Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der
Fremdenfeindlichkeit und der damit zusammenhängenden
heutigen Formen von Intoleranz in einer umfassenden Weise
angegangen werden müssen;

c) daß die Konferenz handlungsorientiert sein und unter
voller Berücksichtigung der bestehenden Rechtsakte auf dem
Gebiet der Menschenrechte schwerpunktmäßig auf praktische
Maßnahmen zur Beseitigung des Rassismus ausgerichtet sein
wird, namentlich auf vorbeugende Maßnahmen, Bildungs- und sowie unter Hinweisauf alle ihre einschlägigen Resolutio-
Schutzmaßnahmen sowie auf wirksame Abhilfemaßnahmen; nen, in denen sie unter anderem alle Staaten verurteilt hat, die

d) daß die Menschenrechtskommission als Vorberei-
tungsausschuß für die Weltkonferenz fungieren wird und daß
ihre Beratungen allen Mitgliedstaaten offenstehen sollen, um
im Einklang mit der hergebrachten Praxis die volle Mit-
wirkung aller Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, der
Mitglieder der Sonderorganisationen und der Beobachter zu
gewährleisten;

30. ersuchtdie Regierungen, die Sonderorganisationen,
die sonstigen internationalen Organisationen, die zuständigen in Bekräftigungder in der Charta der Vereinten Nationen
Organe der Vereinten Nationen, die Regionalorganisationen, verankerten Ziele und Grundsätze betreffend die strikte
die nichtstaatlichen Organisationen, den Ausschuß für die Einhaltung der Grundsätze der souveränen Gleichheit, politi-
Beseitigung der Rassendiskriminierung, den Sonderbericht- schen Unabhängigkeit und territorialen Unversehrtheit der
erstatter der Menschenrechtskommission über heutige Formen Staaten, der Nichtanwendung und Nichtandrohung von Gewalt
des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeind- in den internationalen Beziehungen sowie der Selbstbestim-
lichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz sowie die mung der Völker,
anderen auf dem Gebiet der Menschenrechte tätigen Ein-
richtungen, dem Vorbereitungsausschuß Unterstützung zu
gewähren, Überprüfungen durchzuführen, dem Vorbereitungs-
ausschuß über den Generalsekretär Empfehlungen im Hinblick
auf die Weltkonferenz und ihre Vorbereitung vorzulegen und
aktiv an der Weltkonferenz mitzuwirken;

31. betont, wie wichtig die systematische Berücksichti-
gung geschlechtsspezifischer Gesichtspunkte in den gesamten
Vorbereitungen für die Konferenz sowie in ihren Ergebnissen
ist;

32. fordert die Staaten und die Regionalorganisationen
auf, nationale oder regionale Tagungen abzuhalten oder andereüberzeugt, daß es notwendig ist, daß die Mitgliedstaaten die
Initiativen zur Vorbereitung der Weltkonferenz zu ergreifen, von der Generalversammlung 1989 verabschiedete Interna-
und ersucht die regionalen Vorbereitungstagungen, dem Vor- tionale Konvention gegen die Anwerbung, den Einsatz, die
bereitungsausschuß über den Generalsekretär Berichte über die Finanzierung und die Ausbildung von Söldnern ratifizieren
Ergebnisse ihrer Beratungen vorzulegen, die praktische und
handlungsorientierte Empfehlungen zur Bekämpfung von

33. beschließt, daß die Weltkonferenz wirksam und
effizient abgewickelt werden wird und daß bei der Bestim-
mung ihres Umfangs, ihrer Dauer und anderer Kostenfaktoren
das Gebot der Sparsamkeit gebührend zu berücksichtigen ist;

34. beschließt außerdem, den Punkt "Beseitigung von
Rassismus und Rassendiskriminierung" auf ihrer Tages-
ordnung zu belassen und auf ihrer dreiundfünfzigsten Tagung
mit höchstem Vorrang zu behandeln.

70. Plenarsitzung
12. Dezember 1997

52/112. Der Einsatz von Söldnern als Mittel zur Verletzung
der Menschenrechte und zur Behinderung der
Ausübung des Selbstbestimmungsrechts der Völker

Die Generalversammlung,

unter Hinweisauf ihre Resolutionen 49/150 vom 23. De-
zember 1994, 50/138 vom 21. Dezember 1995 und51/83 vom
12. Dezember 1996,

die Anwerbung, die Finanzierung, die Ausbildung, die
Zusammenziehung, die Durchreise und den Einsatz von
Söldnern zulassen oder dulden, mit dem Ziel, die Regierung
eines Mitgliedstaats der Vereinten Nationen, insbesondere
eines Entwicklungslandes, zu stürzen oder gegen nationale
Befreiungsbewegungen zu kämpfen, sowie ferner unter
Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen des Sicherheits-
rats, des Wirtschafts- und Sozialrats und der Organisation der
afrikanischen Einheit,

höchst beunruhigt und besorgtüber die Gefahr, die die
Aktivitäten von Söldnern für den Frieden und die Sicherheit in
den Entwicklungsländern, insbesondere in Afrika und in
kleinen Staaten, bedeuten, in denen demokratisch gewählte
Regierungen von Söldnern oder durch internationale kriminel-
le Aktivitäten von Söldnern gestürzt wurden,

tief besorgt über die Verluste an Menschenleben, die
beträchtlichen Sachschäden und die negativen Auswirkungen
von Söldnerangriffen und kriminellen Aktivitäten von Söld-
nern auf die politische Ordnung und die Volkswirtschaft der
betroffenen Länder,
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und die internationale Zusammenarbeit zwischen den Staaten 7.ersucht den Generalsekretär, die Regierungen zu
zur Verhütung, Verfolgung und Bestrafung von Söldner- bitten, Vorschläge für eine klarere rechtliche Definition von
aktivitäten ausbauen und aufrechterhalten, Söldnern zu unterbreiten;

ferner überzeugt, daß Söldner und Söldneraktivitäten,
gleichviel auf welche Weise sie eingesetzt werden oder welche
Form sie annehmen, um den Anschein der Rechtmäßigkeit zu
erwecken, eine Bedrohung des Friedens, der Sicherheit und der
Selbstbestimmung der Völker darstellen und die Völker daran
hindern, ihre Menschenrechte wahrzunehmen,

1. nimmt Kenntnisvon dem Bericht über den Einsatz von
Söldnern und Söldneraktivitäten zum Sturz souveräner
Regierungen und zur Verletzung der Menschenrechte der
Völker sowie zur Verhinderung der Ausübung des Rechts auf
Selbstbestimmung trotz Resolution 51/83 , den der Sonderbe-216

richterstatter der Menschenrechtskommission über den Einsatz 70. Plenarsitzung
von Söldnern als Mittel zur Verhinderung der Ausübung des 12. Dezember 1997
Rechts der Völker auf Selbstbestimmung vorgelegt hat;

2. erklärt erneut, daß der Einsatz von Söldnern sowie rechts der Völker
ihre Anwerbung, Finanzierung und Ausbildung allen Staaten
ernste Sorge bereiten und gegen die in der Charta der Ver-
einten Nationen verankerten Ziele und Grundsätze verstoßen; erneut erklärend, wie wichtig für die tatsächliche Gewähr-

3. fordert alle Staatennachdrücklich auf, die notwendi-
gen Schritte einzuleiten und gegenüber der Bedrohung durch
Söldneraktivitäten höchste Wachsamkeit an den Tag zu legen
und durch den Erlaß entsprechender Rechtsvorschriften
sicherzustellen, daß ihr Hoheitsgebiet und andere unter ihrer
Kontrolle befindliche Gebiete sowie ihre Staatsangehörigen
nicht für die Anwerbung, die Zusammenziehung, die Fi-
nanzierung, die Ausbildung und die Durchreise von Söldnern
zur Planung von Aktivitäten benutzt werden, die auf die
Destabilisierung oder den Sturz einer Regierunggerichtet sind
oder die territoriale Unversehrtheit und politische Einheit
souveräner Staaten gefährden, die Sezession fördern oder
nationale Befreiungsbewegungen bekämpfen, die gegen
Kolonialherrschaft und andere Formen der Fremdherrschaft
oder ausländischen Besetzung kämpfen;

4. fordert alle Staatenauf, soweit nicht bereits gesche-
hen, die erforderlichen Maßnahmen im Hinblick auf die
Unterzeichnung oder Ratifikation der Internationalen Konven-
tion gegen die Anwerbung, den Einsatz, die Finanzierung und
die Ausbildung von Söldnern in Erwägung zu ziehen;

5. fordert alle Staatennachdrücklich auf, mit dem
Sonderberichterstatter bei der Erfüllung seines Auftrags voll
zusammenzuarbeiten;

6. ersuchtdas Amt des Hohen Kommissars der Vereinten
Nationen für Menschenrechte, der Öffentlichkeit dienachteili-
gen Auswirkungen von Söldneraktivitäten auf das Selbst-
bestimmungsrecht vorrangig bekanntzumachen und nach
Bedarf den von Söldneraktivitäten betroffenen Staaten auf
entsprechendes Ersuchen Beratende Dienste zu leisten;

8. ersuchtden Sonderberichterstatter, der Generalver-
sammlung auf ihrer dreiundfünfzigsten Tagung einen Bericht
mit konkreten Empfehlungen vorzulegen, der seine Erkennt-
nisse in bezug auf den Einsatz von Söldnern zur Untergrabung
des Selbstbestimmungsrechts der Völker enthält;

9. beschließt, auf ihrer dreiundfünfzigsten Tagung die
Frage des Einsatzes von Söldnern als Mittel zur Verletzung der
Menschenrechte und zur Behinderung der Ausübung des
Selbstbestimmungsrechts der Völker unter dem Tagesord-
nungspunkt "Selbstbestimmungsrecht der Völker" zu be-
handeln.

52/113. Universale Verwirklichung des Selbstbestimmungs-

Die Generalversammlung,

leistung und Einhaltung der Menschenrechte die universale
Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts der Völker ist,
das in der Charta der Vereinten Nationen verankert und in den
Internationalen Menschenrechtspakten sowie in der in217

Resolution 1514 (XV) der Generalversammlung vom 14. De-
zember 1960 enthaltenen Erklärung über die Gewährung der
Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker festgelegt
worden ist,

den Umstandbegrüßend, daß die unter kolonialer, fremder
oder ausländischer Besetzung stehenden Völker in zunehmen-
dem Maß das Selbstbestimmungsrecht ausüben und sich zu
souveränen und unabhängigen Staaten entwickeln,

zutiefst besorgtdarüber, daß es nach wie vor zu fremder
militärischer Intervention und Besetzungbeziehungsweise zur
Androhung solcher Handlungen kommt, wodurch das Selbst-
bestimmungsrecht einer zunehmenden Anzahl souveräner
Völker und Nationen unterdrückt zu werden droht oder bereits
unterdrückt worden ist,

mit dem Ausdruck großer Besorgnisdarüber, daß als Folge
des weiteren Vorkommens solcher Handlungen Millionen von
Menschen als Flüchtlinge und Vertriebene heimatlos geworden
sind beziehungsweise heimatlos werden, und nachdrücklich
darauf hinweisend, daß konzertierte internationale Maßnahmen
zur Erleichterung ihrer Lage dringend erforderlich sind,

unter Hinweisauf die von der Menschenrechtskommission
auf ihrer sechsunddreißigsten , siebenunddreißigsten , acht-218 219
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